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Sachverhalt und Fragestellung

Die 72-jährige Ehefrau eines unter kombinierter Beiratschaft nach Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB stehenden Ehepaares ist aufgrund der fortschreitenden Demenzerkrankung in einem Pflege-heim untergebracht, während ihr Ehemann noch in der Eigentumswohnung des Ehepaars lebt. Der Beirat verwaltet das ca. 1.1Mio. Fr. umfassende Vermögen zu dem auch Schmuck im Versicherungswert von Fr. 130'000.- gehört und der zur Zeit in einem Tresor in der Wohnung aufbewahrt wird. Der gesamte Schmuck ist versichert. Die Ehefrau trägt auch regelmässig einzelne Schmuckstücke. Die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde hat auf Anfrage der Vormundschaftsbehörde die Aufbewahrung dies Schmucks im privaten Tresor in der Eigentumswohnung oder in einem Banksafe ins Ermessen der VB gestellt.

Der Beirat erkundigt sich, 

· ob der Schmuck unter das im Rahmen der Verwaltungsbeiratschaft zu verwaltende Vermögen falle,

· ob es sich vertreten lasse, dem verbeirateten Ehemann faktisch die Verfügungsfreiheit über diesen Vermögensteil zu belassen,

· welche Haftungsfragen sich stellen für den Fall, dass der Schmuck abhanden komme,

· ob im Falle einer Unterbringung des Schmuckes in einem Banksafe (Schirmlade) der Schmuck dem Verbeirateten zwangsweise entzogen werden könnte.

Erwägungen

1. Schmuck, der einigen Wert aufweist, was hier bei einer Versicherungssumme von 
Fr. 130'000.- zweifellos der Fall ist, gehört zum zu verwaltenden und sicher aufzu-bewahrenden Vermögen
. Gegenstände, die jedoch für die verbeiratete Person von affektivem Wert sind, worauf geschlossen werden kann, solange die Person z.B. Schmuckstücke noch trägt, können von der Verwahrung ausgenommen werden
.

2. Ob dem Ehemann die faktische Verfügungsfreiheit über den nicht unter Aufsicht der VB aufbewahrten Schmuck belassen werden kann, muss unter Würdigung der gesamten Umstände beurteilt werden. Die Tatsache, dass der Schmuck in der Eigentumswohnung in einem Tresor gesichert und zusätzlich gegen Diebstahl versichert ist, lässt es als vertretbar erscheinen, den Schmuck dort zu belassen. Falls jedoch befürchtet werden muss, der Ehemann könnte den Schmuck „versilbern“ und den Erlös für eigene Bedürfnisse verwenden, müssten wohl mindestens die Schmuck-stücke, die nicht getragen werden und von einigem Wert sind, an einem von der VB bezeichneten Ort, i.d.R. in einem Banksafe, zu dem die verbeiratete Person keinen alleinigen Zugang hat, verwahrt werden.
 
3. Falls der Schmuck von Dritten aus dem Tresor in der Eigentumswohnung gestohlen würde, käme ja die Versicherung zum Zug und die Verantwortlichkeit der vormund-schaftlichen Organe stellte sich nicht, wohl aber wenn der Ehemann ihn „veruntreute“ und man im voraus Anhaltspunkte dafür gehabt hätte. Die Verantwortlichkeit träfe den Beirat und die Vormundschaftsbehörde sofern sie von den Risiken Kenntnis gehabt und nicht die nötigen Sicherungsmassnahmen getroffen hätte.

4. Falls Beirat und VB zum Schluss kommen, der Schmuck müsse aus Sicherheits-gründen ausserhalb der Wohnung verwahrt werden, sind sie selbstverständlich befugt, den Schmuck auch gegen den Willen der verbeirateten Person an den sicheren Aufbewahrungsort zu verbringen. 

Schlussfolgerungen

Beirat und VB haben eine Gesamtbeurteilung des Risikos vorzunehmen unter Berück-sichtigung der legitimen persönlichen Interessen der betroffenen Personen, namentlich auch deren persönliche Beziehung zu diesen Wertgegenständen und ihrem Willen, den Schmuck weiterhin zu tragen. Denkbar ist eine differenzierte Lösung, indem der Ehefrau und/oder dem Ehemann gewisse Schmuckstücke überlassen und andere sicher verwahrt werden.
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